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Rechtsanwalt 
Dr. Mathias Hellriegel

von Hellriegel
Rechtsanwälte 

Quelle: Hellriegel Rechtsanwälte

Öffentliches Recht. In einem
vorhabenbezogenen B-Plan müssen 
nicht alle Probleme gelöst werden.
Einzelheiten können auch im
Genehmigungsverfahren geklärt werden.

OVG des Saarlands, Urteil vom 14. November 2024, 
Az. 2 C 170/23

Ein B-Plan muss nicht 
jeden Konflikt im Detail regeln
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DER FALL

Der Antragsteller wendet sich mit einem
Normenkontrollantrag gegen einen vor-
habenbezogenen Bebauungsplan für 20
Service-Wohnungen für Senioren. Sie sol-
len auf einer innerörtlichen Brachfläche
entstehen. Der B-Plan wurde nach § 13a
BauGB beschlossen. Der antragstellende
Nachbar macht geltend, er sei von den
verkehrlichen Auswirkungen, der Abwei-

chung von der Stellplatzsatzung und der
verdichteten Bebauung in abwägungser-
heblichen Belangen betroffen. Außerdem
widerspreche die vorgesehene Anlage
dem bisherigen B-Plan, der die Fläche der
Zuwegung noch als Kindergarten aus-
weist, sowie dem Stellplatzbedarf für ein
Volksfest und der Funktion der Brachflä-
che als Kaltluftschneise.
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DIE FOLGEN

Der Bebauungsplan war laut OVG nicht zu
beanstanden. Insbesondere war kein Feh-
ler bei der Abwägung der privaten und
öffentlichen Belange nach §§ 1 Abs. 7, 2
Abs. 3 BauGB erkennbar. Bei der gericht-
lichen Überprüfung der Einhaltung des
Abwägungsgebots sei grundsätzlich der
planerische Gestaltungsspielraum der
Gemeinden zu berücksichtigen. Die ver-
kehrliche Überlastung des Wegs zu einem
Anliegergrundstück sei ein abwägungser-
heblicher Belang, vorliegend jedoch nicht
zu erwarten. Auch ein vorhabenbezoge-

ner B-Plan müsse nicht alle Details 
der Konfliktbewältigung vorwegnehmen,
wenn an der Erfüllbarkeit der Anforderun-
gen keine Zweifel bestünden. Diese Auf-
gabe wurde hier über einen Durchfüh-
rungsvertrag zum Bebauungsplan gere-
gelt. Des Weiteren solle nach dem Grund-
satz der planerischen Zurückhaltung die
Auflösung von auf der Planungsebene
erkannten Konflikten auf die Genehmi-
gungsebene verlagert werden, sofern
absehbar ist, dass eine Lösung dort mög-
lich sein wird.
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WAS IST ZU TUN?

Das OVG hat nicht nur ausnahmsweise
einen vorhabenbezogenen Bebauungs-
plan der Innenentwicklung aufrecht-
erhalten. Es handelt sich um ein Beispiel
dafür, dass ein solches Verfahren ein-
schließlich der gerichtlichen Überprüfung
in weniger als fünf Jahren nach Aufstel-
lungsbeschluss abgeschlossen werden
kann. Das OVG wandte sich gegen die
Tendenz vieler Obergerichte, Bebauungs-
pläne regelmäßig aufgrund von Abwä-
gungsfehlern für unwirksam zu erklären.

Dabei dürfen die Anforderungen an die
Bauleitplanung nicht überspannt werden,
wie das OVG eindrucksvoll deutlich
macht. Darauf sollten Kommunen verwie-
sen werden, die von Vorhabenträgern im
Rahmen der Bauleitplanverfahren regel-
mäßig Detailvorgaben zu Themen wie
Grundrissen, Freiraumplanung oder
einem Entwässerungskonzept verlangen,
die sinnvollerweise erst im Baugenehmi-
gungsverfahren geklärt werden können. 

(redigiert von Monika Hillemacher)

Rechtsanwalt 
Paul M. Kiss von 

CBH Rechtsanwälte
Quelle: CBH

Maklerrecht. Verzichtet ein Kunde auf den
Verkauf, hat ein Makler nur 
Anspruch auf Ersatz seines konkreten
Aufwands. Klauseln, die die Erstattung
darüber hinausgehender Kosten vorsehen,
sind unwirksam. 

OLG Frankfurt, Urteil vom 23. Oktober 2024, 
Az. 19 U 134/23

Keine Zahlungspflicht für 
allgemeine Ausgaben
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DER FALL

Ein Eigentümer schloss mit einem Immo-
bilienmakler einen Alleinauftrag ab. Für
den Fall der Aufgabe der Verkaufsabsicht
regelten die AGB, dass dem Vermittler die
konkreten Aufwendungen für den Auftrag
zu ersetzen seien. Zu den Aufwendungen
sollten ausdrücklich die Kosten für Perso-
nal, anteilige Büroausgaben sowie da-
rüber hinaus Fremdkosten im Kontext des
Auftrags gehören. Der Eigentümer ent-
schied sich letztlich tatsächlich gegen

einen Verkauf und informierte darüber
den Makler. Dieser stellte seinem Auftrag-
geber mehr als 11.000 Euro in Rechnung,
was etwa 1,6% des beabsichtigten Kauf-
preises entsprach. Der Eigentümer
bezahlte hingegen lediglich rund 6.000
Euro, die er zudem im Anschluss im Kla-
gewege zurückverlangte. Der Makler ver-
weigerte die Erstattung. Er verlangte sei-
nerseits den Differenzbetrag.
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DIE FOLGEN

Die Klage des Eigentümers auf Rückzah-
lung war erfolgreich, die Widerklage des
Maklers wurde abgewiesen. Die Berufung
vor dem OLG Frankfurt hatte keinen
Erfolg. Der Maklervertrag hindert den
Eigentümer nicht, seine Verkaufsabsicht
aufzugeben, und verpflichtet lediglich
dazu, den Makler unverzüglich zu infor-
mieren. Ein Aufwendungsersatzanspruch
besteht hingegen nicht, da die vereinbarte
Regelung den Kunden unangemessen
benachteiligt und unwirksam ist. Verein-
barungen über einen Aufwendungsersatz
sind nur dann wirksam, wenn sie sich auf

den Ersatz von konkretem Aufwand bezie-
hen. Dazu gehören etwa Reisekosten,
Post-, Schreib- und Veröffentlichungsge-
bühren. Das wirtschaftliche Risiko der
erfolglosen Bemühungen um einen Ver-
tragsschluss ist hingegen dem Makler
zugeschrieben. Im Gegenzug erhält er
schließlich die Chance auf Provision bei
einer erfolgreichen Vermittlung. Eine
erfolgsunabhängige Provision im Gewand
des Aufwendungsersatzes ist hingegen
unzulässig.

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

WAS IST ZU TUN?

Dem beauftragten Makler steht ein
Anspruch auf Ersatz seiner Aufwendun-
gen nur dann zu, wenn er dies ausdrück-
lich vereinbart. Wichtig ist dabei, dass die
getroffene Regelung den Auftraggeber
nicht unangemessen benachteiligt. Insbe-
sondere darf sie sich nur auf den tatsäch-
lichen Aufwand des Maklers erstrecken.
Die Klausel darf insbesondere keinen

Ersatz für Allgemeinkosten beziehungs-
weise anteilige Bürokosten umfassen.
Anderenfalls ist die Regelung insgesamt
unwirksam. Eine geltungserhaltende
Reduktion, also eine Aufrechterhaltung
des gerade noch wirksamen Inhalts,
erfolgt ebenfalls nicht.

(redigiert von Monika Hillemacher)

Rechtsanwalt 
Dr. Andreas van den

Eikel von White & Case

Grundstücksrecht. Ein Kaufvertrag hat 
ohne beurkundete Vorauszahlung Bestand,
wenn der Erwerber die Zahlung 
an den Verkäufer nachweisen kann.

BGH, Urteil vom 14. Juni 2024, 
Az. V 8/23

Die Vorauszahlung bringt 
Fallstricke mit sich
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DER FALL

Der Eigentümer verkaufte dem Kläger für
40.000 Euro einen hälftigen Miteigen-
tumsanteil an seinem Grundstück. Der
Kläger zahlte aber insgesamt 80.000 Euro.
Später erwarb er auch die zweite Hälfte für
40.000 Euro, forderte daraufhin die Über-
tragung des zweiten Miteigentumsanteils

und berief sich dabei auf seine erste Zah-
lung. Der beklagte Verkäufer verweigerte
dies. Er hielt den zweiten Kaufvertrag
wegen der fehlenden Beurkundung der
Vorauszahlung insgesamt für nichtig.
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DIE FOLGEN

Der BGH bestätigte, dass Vorauszahlun-
gen beurkundungspflichtig sind, aber dies
macht den Kaufvertrag nicht automatisch
insgesamt unwirksam. Zwar ist das nach
der gesetzlichen Auslegungsregel des 
§ 139 BGB zu vermuten; doch kann diese
Vermutung gerade im Falle einer Kauf-
preisvorauszahlung bei Vorliegen beson-
derer Umstände widerlegt werden. Der
BGH entschied, dass der Vertrag wirksam
bleibt, wenn der Käufer seine Vorauszah-
lung beweisen kann. Dann wird Nichtig-
keitsvermutung widerlegt. Wichtig ist,

dass der Käufer zweifelsfrei nachweisen
kann, dass er vor Vertragsschluss gezahlt
hat. Das ist auch ohne Quittung des Ver-
käufers möglich. Im vorliegenden Fall gab
es weder eine Quittung noch eine Til-
gungsbestimmung bei der Überweisung,
aber eine Erklärung in einem Übergabe-
protokoll. Dagegen kann nicht verlangt
werden, dass der Käufer den Abschluss
einer entsprechenden Vorauszahlungs-
abrede und deren Fortbestehen bei
Abschluss des Kaufvertrags beweist.
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WAS IST ZU TUN?

Die nicht beurkundete Vorauszahlung ist
praxisrelevant. Im Ergebnis führt die
Rechtsprechung in solchen Fällen zur
Beweislastumkehr. Sie obliegt normaler-
weise demjenigen, der die Unwirksamkeit
eines Vertrags geltend macht. Fehlt im
Kaufvertrag eine behauptete Vorauszah-
lungsabrede, ist dies ein gewisses Indiz für
einen unwirksamen Schwarzkauf, und 
der Käufer muss beweisen, dass der Ver-
trag mit dem beurkundeten Kaufpreis
zustande gekommen ist. Wenn dies nicht
schon im Kaufvertrag aufgenommen wird,
sollten Käufer sicherstellen, dass Voraus-

zahlungen und entsprechende Abspra-
chen immer nachweisbar sind. Zu
beachten sind aber die inzwischen gelten-
den Geldwäschevorschriften: einerseits
das Verbot der Barzahlung (§ 16a GWG),
andererseits die Meldepflicht für den
Notar bei Vorauszahlungen über 10.000
Euro vor Abschluss des Kaufvertrags 
(§ 6 Abs. 1 Nr. 3 GwGMeldV-Immobilien).
Schon deshalb sollte eine Vorauszahlung
vermieden werden.

(redigiert von Monika Hillemacher)

Rechtsanwältin 
Katharina Feddersen

von Addleshaw
Goddard

Baurecht. Eine Entschädigung wegen
Annahmeverzugs setzt voraus, dass der
Auftragnehmer die Abweichungen 
vom Plan präzise dokumentiert.

LG Frankfurt, Urteil vom 20. Dezember 2024, 
Az. 2-31 O 156/24

Für eine Ersatzzahlung reichen 
pauschale Angaben nicht
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DER FALL

Ein Heizungsbauunternehmen verklagt
den Bauherrn auf Entschädigung wegen
einer von ihm verschuldeten Verzögerung
der Fertigstellung einer Heizungsanlage.
Zuvor hatte der Beklagte den Vertrag
gekündigt; das Unternehmen hatte der
Kündigung widersprochen. Nicht es sei
Schuld an den Verzögerungen, sondern
der Bauherr. Er habe über einen längeren
Zeitraum keine Planung geliefert, weswe-

gen das Unternehmen keine Werk- und
Montageplanung erstellen und nicht wei-
terarbeiten konnte. Der Bauherr leistete
Zahlungen und ermittelte die aus seiner
Sicht erbrachten Leistungen der Klägerin.
Diese legte im Gegenzug eine Rechnung
über selbst ermittelte Mehrkosten wegen
der Verzögerungen vor und meinte, eine
bauablaufbezogene Darstellung der
Mehrkosten sei nicht notwendig.
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DIE FOLGEN

Das Landgericht musste entscheiden, ob
der Klägerin ein Entschädigungsanspruch
nach § 642 BGB zusteht. Das Gericht
lehnte diesen Anspruch ab. Zwar habe der
Bauherr die Ausführung der Arbeiten
behindert und verzögert. Für einen
Anspruch aus § 642 BGB hätte die Klägerin
jedoch eine genaue bauablaufbezogene
Darstellung einreichen müssen. Ihre pau-
schale Schlussabrechnung reiche als
Anspruchsgrundlage nicht aus. Notwen-
dig sei vielmehr eine Gegenüberstellung

der tatsächlichen Ist- und Soll-Abläufe.
Dabei sei jede konkrete Auswirkung vom
ursprünglichen bis zum letzten endgülti-
gen Ablaufplan zu betrachten und auszu-
werten. Jede Behinderung müsse auf
jeweilige Auswirkungen beurteilt werden.
Das Landgericht entschied auch, dass
über § 642 BGB im vorliegenden Fall kein
entgangener Gewinn verlangt werden
konnte. Zweck der Norm sei kein vollstän-
diger Ausgleich von nicht erwirtschafteter
Vergütung.
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WAS IST ZU TUN?

Selbst dann, wenn der Auftraggeber den
Fortgang der Arbeiten selbst behindert,
muss der Auftragnehmer dies sorgfältig
dokumentieren – und zwar idealerweise
sofort. Um eine Entschädigung nach § 642
BGB wegen Annahmeverzugs des Bestel-
lers, also des Auftraggebers, geltend zu
machen, ist Auftragnehmern zu raten,
bereits während der voraussichtlich ein-
tretenden Verzögerung taggenau zu doku-
mentieren, welcher Umstand zu welcher
negativen Abweichung von der Planung

geführt hat. Es bietet sich an, die tatsäch-
lichen Ist- und die geplanten Soll-Abläufe
tabellarisch gegenüberzustellen. Um den
Anforderungen der Rechtsprechung zu
genügen, sollte sich mindestens die Art,
der Umfang und die Dauer der Behinde-
rung aus der Dokumentation ergeben.
Diese muss aussagekräftig sein, sich also
einem Dritten ohne Vorkenntnisse ohne
Weiteres erschließen.

(redigiert von Monika Hillemacher)

„Erst kommt das Sterben, dann das Erben,
das kann wiederum die Familie verder-
ben.“ Dieser Satz der Autorin Monika
Kühn-Görg bringt es auf den Punkt: Wenn
ein Erblasser seinen Nachlass mehreren
Erben hinterlässt, kann die daraus entste-
hende Erbengemeinschaft schnell zu 
Konflikten führen. Plötzlich sehen sich
Geschwister oder andere Verwandte, die
bislang ganz friedlich miteinander aus-
kamen, in erbitterten Auseinandersetzun-
gen um Werte, Rechte und Pflichten ver-
strickt.

Hier kommt die Testamentsvollstre-
ckung ins Spiel – eine juristische Lösung
mit der sich eine geordnete Auseinander-
setzung des Nachlasses gewährleisten
lässt. Kurz gesagt: Der Testamentsvoll-
strecker übernimmt die Verwaltung und
Abwicklung des Nachlasses. Den Erben ist
damit der Zugriff auf den Nachlass ver-
wehrt. 

Besonders bei Immobilien ist diese
Funktion oft entscheidend. Ein Haus kann
nicht einfach zerschnitten werden. Soll
eine Immobilie verkauft werden? Wer
zieht ein? Wer verkauft? Wer zahlt den
anderen ihren Anteil aus? Diese Fragen
führen häufig zu Streit – und genau da
zeigt sich der Wert eines Testamentsvoll-
streckers, um zu vermeiden, dass der
Nachlass zum Schlachtfeld wird.

Die Testamentsvollstreckung regelt der
Erblasser in seiner letztwilligen Verfü-
gung. Dabei kann er direkt festlegen, wer
die Aufgabe übernehmen soll, oder er
überlässt es einem Dritten oder dem
Nachlassgericht, eine geeignete Person
auszuwählen. Häufig sind es Notare oder
Rechtsanwälte. 

Wichtig ist, dass die Person die nötige
Erfahrung und Kompetenz mitbringt –
niemand möchte, dass jemand an der
Aufgabe scheitert. Das Amt des Testa-
mentsvollstreckers beginnt erst, wenn der
oder die Ausgewählte die Aufgabe
annimmt. Diese Annahmeerklärung
muss nach dem Tod des Erblassers gegen-
über dem Nachlassgericht abgegeben
werden.

Damit im Fall von Immobilien das
Grundbuchamt eine Eintragung vorneh-
men kann, braucht der Testamentsvoll-
strecker in der Regel ein Testamentsvoll-
streckerzeugnis. Dieses Dokument stellt
das Nachlassgericht aus. Der Antrag
dafür wird entweder direkt beim Nach-
lassgericht oder auch über einen Notar
gestellt. 

Es gibt allerdings eine Ausnahme:
Wenn es eine notarielle Verfügung von
Todes wegen gibt, zum Beispiel ein Testa-
ment oder auch einen Erbvertrag, reicht es
aus, diese Verfügung und das Protokoll
über die Testamentseröffnung vorzulegen.
Darüber hinaus muss das Nachlass-
gericht bestätigen, dass der Testaments-
vollstrecker sein Amt tatsächlich ange-
nommen hat. 

Aber Vorsicht! Ohne das Testaments-
vollstreckerzeugnis gibt es keinen soge-
nannten Gutglaubensschutz. Das heißt, es
ist rechtlich weniger sicher. Auf die Vor-
lage eines Testamentsvollstreckerzeugnis-
ses sollte daher nur in Ausnahmefällen
verzichtet werden.

Testamentsvollstreckung ist mehr als
nur ein juristisches Werkzeug. Sie ist 
eine Brücke zwischen den Wünschen des
Verstorbenen und der Realität der Erben.
Der Testamentsvollstrecker fungiert als
Vertrauensperson des Erblassers und ist
grundsätzlich an dessen Vorgaben gebun-
den. 

Dem Erblasser wird dadurch eine weit-
reichende Einflussnahme über seinen Tod
hinaus ermöglicht. Dabei sollte er sich
nicht von Herrschsucht leiten lassen, um
aus dem Grab heraus weiter regieren zu
wollen. 

Im wohlverstandenen Interesse des
Nachlasses und der Erben gilt es, dieses
Instrumentarium mit Bedacht einzuset-
zen und bei seiner Anordnung entspre-
chenden Rechtsrat einzuholen. Oder um
es mit Goethes Worten zu sagen: „Denn
auf Mischung kommt es an.“ 

(redigiert von Monika Hillemacher)

Folge 26: Die
Testamentsvollstreckung

Notarinnen und Notare berichten 
in dieser regelmäßig erscheinenden
Kolumne aus ihrer Praxis.

BLICK INS 
IMMOBILIEN-NOTARIAT

Dr. Dietmar Weidlich,
Notar in Roth bei
Nürnberg


